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Jedan svijet je dna borba. Obrazovanje nije na prodaju.(1)gestellt – was, wer die Platzsituation 
auf den meisten Fakultäten der Uni 
Wien kennt, alles andere als eine 
Selbstverständlichkeit darstellt. 
Resümierend lässt sich feststellen, 
dass bereits das Zahlenverhältnis 
von 10 Mitglieder der Faculty zu 12 
DoktorandInnen verdeutlicht, dass 
letztere vergleichsweise dicht betreut 
werden können, was die Grundlage dafür 
bieten soll, dass mensch in drei Jahren 
das Doktoratsstudium abschließen kann.

Forschungsförderung – 
Eine Schieflage?

Mit Stand Wintersemester 2009/2010 
kommen auf 88.400 Studierende an 
der Universität Wien (6) rund 9950 
Doktoratsstudierende (7). Diesen 
9950 DoktorandInnen stehen maximal 
144 geförderte Plätze (welche auch 
für AbsolventInnen anderer Unis 
offen stehen) in den Initiativkollegs 
der Universität Wien zur Verfügung. 
Das bedeutet, dass 1,4 Prozent der 
Doktoratsstudierenden an der Uni Wien 
die Chance haben, in ein Initiativkolleg 
aufgenommen zu werden, um drei Jahre 
lang mit 1000 Euro monatlich, einem 
Arbeitsplatz und dicht betreut an ihren 
Dissertationen schreiben zu können. Ein 
tolles Privileg für diejenigen, die in den 
Genuss dieser Förderung kommen. Doch 
was ist mit den restlichen 98,6 Prozent? 
Wie vereinbar ist ein Doktoratsstudium 
mit einer (Vollzeit-)Erwerbstätigkeit, 
die wohl oder übel zur Finanzierung des 
Lebensunterhalts notwendig ist? Welche 
Chance haben die 98,6 Prozent auf einen 
Abschluss ihres Doktoratsstudiums? 
Und vor allem, unter welchen Studien- 
und Lebensbedingungen? Welche 
strukturellen Bedingungen würde ein 
Fördersystem voraussetzen, welches 
dem Anspruch gerecht wird, alle 
JungforscherInnen zu fördern, die 
das Potential haben, mit qualitativ 
hochwertigen Dissertationen ihr 
Doktoratsstudium abzuschließen?
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Jedan svijet je dna borba. Obrazovanje nije na prodaju.(1)

Den seit einigen Monaten andauernden 
europaweiten studentischen Protesten 

hatten sich im Sommersemester 
2009 auch die Studenten in Zagreb 
angeschlossen. In vielerlei Hinsicht 
ähnelt der Protest in Zagreb jenem in 
Wien – auch was das »Aufgeben« betrifft. 
Was Wien von Zagreb lernen kann.

Am Montag, den 20. April 2009, 
war die morgendliche Vorlesung 
aus Sozialphilosophie an der 
Philosophischen Fakultät der Universität 
Zagreb (FFZG) merkwürdig leer und 
leise. Ganz plötzlich wurde es laut, als 
eine Gruppe Studierender mit Trommeln 
und Trompeten lärmend die Vorlesung 
stürmte, StudentInnen und Dozent 
aufforderte, den Raum zu verlassen und 
diesen schließlich verbarrikadierten. 
Die StudentInnen der FFZG begannen 
damit eine fünfwöchige totale Blockade 
jedweden Lehr- und Prüfungsbetriebs, 
um ihren Forderungen Gehör zu 
verschaffen.

Ausgelöst wurde sie durch 
Überlegungen, die Studiengebühren zu 
erhöhen. Diese wurden in Kroatien vor 
einigen Jahren eingeführt und damals 
von ungefähr 10% der Studierenden 
als kleiner Betrag eingefordert. Über 
die Jahre jedoch stiegen sowohl der 
Anteil der Zahlungspflichtigen auf rund 
50% als auch die Gebühren selbst auf 
bis zu € 1.250 pro Studienjahr (2). Die 
Forderung der StudentInnen war in 
einer für Bevölkerung und Medien gut 
verständlichen Formel ausgedrückt: 
»Studieren als höhere Bildung sollte, 
wie jede andere (Aus-)Bildung auch, 
kostenlos sein. Mit ›kostenlos‹ ist 
dabei dasjenige kostenlos gemeint, 

das man auch bei Schulbildung als 
selbstverständlich betrachtet.« Medien 
und Öffentlichkeit waren von der Aktion 
überwiegend angetan, die räumlichen 
und institutionellen Gegebenheiten 
begünstigten derweil den Protest: Das 
FFZG ist komplett in einem dem Wiener 
NIG an Charme in nichts nachstehenden 
Gebäude etwas abseits des Zagreber 
Zentrums untergebracht, das nur von 
Parkplatz und Grünflächen gesäumt wird. 
Die komplette Fakultät - die zentrale 
Organisationseinheit des kroatischen 
Hochschulsystems - zu blockieren ist 
schon mittels Menschenkette möglich. 
Abgehalten wurden ein Plenum täglich, 
Diskussionsforen, Lehrveranstaltungen, 
Arbeitsgruppen, Veranstaltungen 
sympathisierender Künstler und vieles 
mehr.

Gesucht wurden unterdessen 
AnsprechpartnerInnen für die landesweit 
zeitweise über dreißig blockierten 
Fakultäten. Der Dekan der FFZG war 
zum Einen kaum anwesend und schob 
zum Anderen alle Verantwortung auf die 
Politik, die wiederum die Autonomie der 
Fakultäten und  Universitäten hervorhob, 
wobei sich auf Universitätsebene 
niemand genötigt fühlte, eventuell 
zuständig sein zu müssen; die Taktik 
war klar: aussitzen. Dass der Protest auf 
diese Weise nicht ewig weitergeführt 
werden konnte, wurde deutlich. Nach 
fünf Wochen traf das Plenum einen 
überraschenden Beschluss, der sich 
als Coup herausstellen sollte: die 
Blockade wurde aufgehoben, der Protest 
mit anderen Mitteln weitergeführt. 
Die Blockade war damit nicht von 
Außen mit faulen Kompromissen oder 
Staatsgewalt aufgelöst worden und der 
Protest, hauptsächlich über das Internet 

organisiert (3), konnte weitergeführt 
werden. Im Wintersemester 2009/10 
zeigten die StudentInnen am FFZG 
mit einer zweiwöchigen Blockade 
der Öffentlichkeit erneut, dass ihre 
Forderungen nach wie vor gelten 
und dass sich der Protest noch nicht 
verlaufen hat.

Gekämpft wird auch weiterhin 
mit Argumenten, eine inhaltliche 
Annäherung der Politik ist kaum 
bemerkbar. Durch die Wahrung der 
Autonomie der Protestbewegung ist es 
der Politik bislang nicht gelungen, diese 
mit faulen Kompromissen und selektivem 
Einbinden einzelner AkteurInnen 
zu trennen oder zu schmälern. Die 
Kehrseite der Medaille freilich ist, dass 
noch auf lange Sicht wohl keine einzige 
Forderung erfüllt werden wird.

Anmerkungen

(1) Der Slogan der Proteste in Zagreb lautet 
sinngemäß: »Eine Welt, ein Kampf. Bildung 
steht nicht zum Verkauf.«

(2) Die Berechnung der Studiengebühren ist 
in Kroatien höchst undurchsichtig gestaffelt, 
sie hängen ab von Fakultät, Studienleistung 
und möglichen Vergünstigungen wie 
zum Beispiel den VeteranInnenbonus 
für StudentInnen, deren Eltern im 
jugoslawischen Bürgerkrieg gedient hatten; 
soziale Vergünstigungen wie Studienbeihilfe 
gibt es nicht.

(3) Die Webseite slobodnifilozofski.com 
fungiert mittlerweile ähnlich wie unsereuni.
at als multimediale Protestzentrale und 
hat auch den zuvor aufgegebenen Protest 
an kleineren Standorten in Kroatien mit 
einbeziehen können.
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Die Uni brennt, die Powi auch?

von Hanna Lichtenberger
STV Politikwissenschaft

Im Sommersemester 2009 gab es 
auf der Politikwissenschaft massive 
Proteste von Studierenden auf Grund 
der chronischen Unterfinanzierung der 
Politikwissenschaft. Höhepunkt der 
Proteste am Institut war ein Protestzug, 
der auch mediale Aufmerksamkeit fand. 
Nachdem die Proteste am Ende des 
Sommersemesters abgeflaut waren, 
passierte im Oktober 2009 etwas, womit 
wohl die Wenigsten gerechnet hatten: 
Nach der Besetzung der Akademie der 
Bildenden Künste wurde wenige Tage 
später das Audimax der Universität 
Wien besetzt. Den Besetzungen in Wien 
folgten zahlreiche weitere in Österreich 
aber auch außerhalb. Im Vorfeld des 
Bildungsstreiks in Deutschland wurden 
auch dort universitäre Räumlichkeit etwa 
an der Humboldt-Universität oder der 
Freien Universität Berlin von Studierenden 
besetzt. Am 28. Oktober fand in Wien 
unter dem Motto „Geld für Bildung statt 
für Banken und Konzerne“ eine der größten 
Demonstrationen der letzten Jahre statt. 
50 000 TeilnehmerInnen gingen für die 
Ausfinanzierung von freier Bildung und 
der Demokratisierung der Universitäten 
auf die Straße. Besonders spannend war 
die konsequente Bezugnahme auf die 
Wirtschaftskrise in den Forderungen der 
Studierenden. Nicht nur dies, sondern 
auch der breite Forderungskatalog, der 
einen gesamtgesellschaftlichen Anspruch 
hatte, könnten zu dem anfangs breiten 
Zuspruch außerhalb der Unis und der 
unzähligen Solidarisierungen beigetragen 
haben. 

Die Protestmaßnahmen der Studierenden, 
denen sich auch einige solidarische 
Lehrende anschlossen, hatten auch ihre 
Auswirkungen auf unser Institut. Am 
Tag der Audimax-Besetzung fand eine 
beeindruckende, spontane Demonstration 
der HörerInnen der Einführungsvorlesung 

von Dr. Pühretmayer statt. 300 
Studierende zogen unter tosendem 
Applaus in das besetzte Audimax ein. Dies 
scheint eine weitere Besonderheit der 
Anfangsphase der Audimax-Besetzung 
gewesen zu sein, denn sie wurde zu 
Beginn von vielen StudienanfängerInnen 
getragen. 

Als Studienvertretung haben wir 
versucht, den Raum für den 
Austausch und die Reflexion unter 
den Politikwissenschaftstudierenden 
zu öffnen und zu fördern. In einer 
HörerInnenversammlung fand dann auch 
reger Austausch über die Forderungen 
und Perspektiven der Bewegung statt. 
Studierende organisierten gemeinsam mit 
der STV einen Instituts-Infopoint. Auch 
die inhaltlichen Diskussionen mit den 
Lehrenden des Instituts funktionierte 
größtenteils sehr gut. In einem 
gemeinsamen Treffen zwischen Lehrenden 
und Studieren wurden Strategien 
diskutiert. Es fanden weitere Treffen 
zwischen Studierenden und Lehrenden 
statt, bei denen auch über mögliche 
Studienplanänderungen diskutiert 
wurde. Es wurden Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede in den Positionen 
erarbeitet, ein erster Problemaufriss 
wurde geschrieben. Kritisiert wird, 
neben der Unterfinanzierung, auch die 
Gestaltung der Studieneingangsphase und 
der Umfang der Erweiterungscurricula. 
In der Curricularkommission, die im 
März startet, wird sich zeigen, welche 
Möglichkeiten zur Umgestaltung 
insbesondere des Bachelorstudiums 
wirklich möglich sind.

Zusammen mit anderen Studienrichtungen 
gab es schließlich auch eine Versammlung, 
bei der über die Hintergründe und die 
Auswirkungen des Bologna-Prozesses 

debattiert wurde sowie über mögliche 
Gegenstrategien.

Oft wird nach den Erfolgen der 
Studierendenproteste gefragt, und klar ist 
dabei eines: Die vom damaligen Minister 
Hahn versprochenen 34 Millionen Euro 
sind es nicht. Solange die Ausfinanzierung 
freier, qualitativ hochwertiger Lehre 
und Forschung nicht gewährleistet ist, 
kann nicht von finanziellen Erfolgen 
der Bewegung gesprochen werden. Für 
die Politikwissenschaft wird dies keine 
generelle Erhöhung des Budgets bedeuten, 
sondern wie in den vorherigen Semestern 
auch eine nachträgliche Finanzierung des 
Methodenzusatzangebotes, genaueres ist 
noch unklar. Was allerdings der Erfolg 
der Studierendenbewegung ist, sind zwei 
verschiedene Aspekte. Zum einen gelang 
es, den rassistischen tagespolitischen 
Alltag aus den Medien zu verdrängen 
und eine gesellschaftliche Debatte über 
Bildung, Bildungsfinanzierung und die 
Funktion von Hochschule anzustoßen. 
Zum anderen wurden viele Studierende, 
vor allem StudienanfängerInnen, zum 
ersten Mal politisch aktiv, auch auf der 
Politikwissenschaft. Die Proteste gegen 
den Bologna-Gipfel werden wir aber 
auch auf der Politikwissenschaft zum 
Anlass nehmen, um auf die Missstände 
auf unserem Institut gemeinsam 
hinzuweisen. Vorbereitungen dazu und 
auch inhaltliche Diskussion über den 
Bologna-Prozess wird auf unseren Plena 
stattfinden, mehr dazu auf: http://www.
univie.ac.at/politikwissenschaft/stv
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Staat und Geschlecht

Der Band versucht herauszufinden, „wie Geschlecht und 
Geschlechterverhältnisse als konstitutive Elemente des 

modernen Staates begriffen werden können“ (13). Der 
feministischen Staatstheorie ist dabei das Sichtbarmachen des 
vergeschlechtlichten „’Trennungsdispositivs’ von Öffentlichkeit 
und Privatheit“ (14) ein zentrales Anliegen, das von der 
herkömmlichen Staatswissenschaft, von Hobbes bis Weber, 
ausgeblendet wird, wobei der Staat als Rechtsstaat in den 
Fokus der Betrachtung gerückt wird, um androzentrische 
Grundkategorien wie nationalstaatliche Souveränität, 
Autonomie, Krieg und Sicherheit zu hinterfragen. Das Ziel des 
Bandes ist, „zentrale Grundlagen feministischer Staatstheorie 
und -kritik“ (22) der letzten 30 Jahre darzustellen und anhand 
der Ergebnisse Staatswissenschaft, die die Kategorie Geschlecht 
ausblendet, als „vor-wissenschaftlich“ (22) auszuweisen.

Dies gelingt in konsequenter Abgrenzung zu einer „konventio-
nellen Politikwissenschaft“ (34), die den Gesellschaftsvertrag 
als eine Geschichte der Freiheit darzustellen versucht. Im Re-
kurs auf Carole Patemans erhellenden Aufsatz „Der Geschlech-
tervertrag“ (in Appelt/Neyer 1994: 73f.) wird eine Kritik der 
Staatstheorie durchgeführt, die sich gegen eine Ideologisierung 
des Politischen ausspricht, in ihrer Kritik der herkömmlichen 
Staatswissenschaft aber frühe Versuche ideologiekritischer Aus-
einandersetzung mit Gesellschaftsvertrag und Geschlechterver-
hältnis etwa bei Franz Neumann oder Max Horkheimer ausklam-
mert.

Patemans Grundprämisse: „Der Grundvertrag schafft das moder-
ne soziale Gefüge der patriarchalen bürgerlichen Gesellschaft.“ 
(Appelt/Neyer 1994: 86) wird hier in erweiterter Form rezi-
piert und darüber der Gesellschaftsvertrag mit der Trennung 
der Sphären von Öffentlichem und Privatem als „dauerhafte Ge-
schlechterfalle“ (42) kenntlich gemacht. Die postulierte Trans-
formation von Staatlichkeit, deren wichtiger Teil eine Repriva-
tisierung staatlich organisierter Bereiche der Öffentlichkeit ist, 
sorgt für eine eigene Qualität der Redefinition von Privatheit 
die „geschlechterpolitisch fatal“ (Sauer 2001: 301) ist.

„Indem das universelle Rechtsverständnis geschlechtliche Un-
terschiede nicht reflektiert, bleiben die Bedürfnisse und In-
teressen von Frauen in Abhängigkeit von ihren Reprodukti-
onstätigkeiten in der familialen Privatheit ausgegrenzt, und 
eingelassene Macht-, Gewalt sowie Unrechtsverhältnisse wer-
den allenfalls – und dies erst nach zähen Kämpfen – über spe-
zifische Frauenrechte sanktioniert.“ (42)

Der moderne Verfassungsstaat wird hier auf eine kompromiss-
lose Weise hinterfragt, die den Perspektivenwechsel von einer 
universellen Gewaltproblematik, wie sie etwa bei Hobbes the-
matisiert wird, zu einer partikularen Kategorie einklagt.

So wird an anderer Stelle das „Konzept hegemonialer Männ-
lichkeit“ (78) und die Entwicklung androzentrischer politischer 
Kultur an der historischen Entwicklung „homosozialer Verge-
meinschaftungen“ (79) rekonstruiert. Wobei die lakonische 
Feststellung: „Die Mehrheit der Männer genießt zwar die Vor-
teile des Patriarchats, ist aber nicht in der Lage, hegemoniale 

Ludwig, Gundula/Sauer, Birgit/Wöhl, Stefanie 
[Hg.]: Staat und Geschlecht. Grundlagen und 
aktuelle Herausforderungen feministischer 
Staatstheorie, Baden-Baden 2009.

Männlichkeit zu verkörpern oder zu leben.“ (78) Schlüsse auf 
den Ursprung und Charakter männlicher Gewalt liefern kann.

Der Sammelband bietet eine ausführliche und übersichtliche 
Auseinandersetzung mit dem Thema und eignet sich zur Ein-
führung in die Grundlagen feministischer Staatstheorie, wobei 
auch die Textproduktion aus dem Umfeld des Instituts für POWI 
sehr ausführlich rezipiert wird. Die Mischung der Beiträge ist 
gelungen und zeigt die Bandbreite feministischer Staatstheorie 
engagiert auf.

Kleine Probleme und Ungenauigkeiten ergeben sich aber dann, 
wenn die AutorInnen für ihr Thema Zuständigkeiten reklamie-
ren, die eine höhere Komplexität in der Darstellung erfordern 
würden.

Als positiv wird z.B. in einem Aufsatz gewertet, dass Frauen-
rechte in den 1990er Jahren sukzessive anerkannt und bis da-
hin gültige Normen obsolet gemacht haben, z.B. „die Ansicht, 
dass Gewalt gegen Frauen Privatsache und somit nicht Gegen-
stand internationaler Verhandlungen sei.“ (130). Andererseits 
wird an anderer Stelle diese universalistische Vorstellung impli-
zit kritisiert, wenn den USA und ihren Verbündeten in Afghanis-
tan (mit Judith Butler) unterstellt wird, der propagierte „Kampf 
für sexuelle Freiheit“ sei nur ein Vorwand, das „Andere“ einer 
„vormodernen islamischen“ (210) Kultur zu missionieren. Es ist 
für eine kritische Wissenschaft, die auf Emanzipation zielt, es-
sentiell, die Mittel und Ziele einer solchen kriegerischen Ein-
flussnahme kritisch zu hinterfragen (und ihr zu opponieren), 
wie es prinzipiell die Aufgabe einer politischen Wissenschaft 
ist, Gewaltverhältnisse reflexiv aufzuheben. Man müsste dann 
allerdings in der Darstellung expliziter darauf achten, nicht in 
die Position, die Slavoj Zizek einen „Rassismus, der Abstand 
hält“ (Zizek 2009: 70) nennt, zu verfallen. Denn sonst besteht 
die Gefahr, auf einer positiv verstandenen, imaginierten kul-
turellen Identität der Menschen und Völker aufzubauen, sie zu 
ontologisieren und zu naturalisieren und so die Möglichkeit, 
Gewaltverhältnisse überall gleichermaßen kritisch zu betrach-
ten, zu versäumen.
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Stefan Marx
Dissertant am ipw und Redaktionsmitglied
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Ikonographie Europas

In diesem Band werden „Ansätze zur Analyse visueller 
politischer Kommunikation“ (7) präsentiert. Als 

Ausgangspunkt der Betrachtungen dienen die „von 
Politik und anderen Formen öffentlicher Kommunikation 
in Umlauf gesetzten Bilder“ (ebda) und mit ihnen die 
Bedeutung der Visualisierung von Politik.

Die Betrachtung der Sehgewohnheiten der RezipientIn-
nen politischer Kommunikation scheint hier im Rahmen 
eines „iconic turn“ eine Verschiebung der Analyseebene 
weg von polity und politics hin zu den Strategien zur Er-
langung öffentlicher Aufmerksamkeit innerhalb der Ebe-
ne der policy zu bedeuten.

Gleich zu Beginn werden Fritz Plasser und Franz Som-
mer mit der Aussage zitiert entscheidend für politische 
Umsetzungschancen sei nicht so sehr, was in Arbeits-
gruppen und Plenardiskussionen stattfindet, „sondern 
welcher Bild- und Redeausschnitt des Parteiführers in 
den abendlichen Fernsehnachrichten zu sehen sein wird 
(...)“ (20) So wird in der wissenschaftlichen Betrach-
tung Politik zur „medialen Inszenierung“.

Die Formen optischer politischer Kommunikation wer-
den hier zur Grundlage politikwissenschaftlicher Analy-
se. Die Oberfläche wird zum Inhalt stilisiert und damit 
rückt der (Medien-)Wahlkampf ins Zentrum des wissen-
schaftlichen Interesses. Die visuelle Botschaft und die 
ihr unterstellte symbolische Form nehmen den Platz 
der inhaltlichen Verarbeitung ein. Die Parteienwerbung 
wird in dem Maß zur Kunstform wie die Politikwissen-
schaft sie zur Trägerin versteckter Botschaften macht. 
Das Wahlplakat als Kunstwerk, die Werbefachleute als 
Künstler der Politikvermarktung im Feld visueller Kultur.

In der interessanten Auseinandersetzung mit Eugène 
Delacroix’s Bild „28. Juli 1830“ zeigt sich die enge Ver-
bindung ikonographischer Verarbeitung politischer Kul-
tur und der symbolischen Elemente und Figuren der 
bildenden Kunst. Die Aufladung der politischen Kom-
munikation mit „Requisiten aus dem historischen Fun-
dus der Politik“ (55) und die Herstellung von aktuell 
geläufigen Alltagsbezügen erlangt, so die Argumenta-
tion, für die Selbstdarstellung der PolitikerInnen große 
Bedeutung.

Die „historische Geste“ (60) rückt in den Mittelpunkt 
einer politischen Aufmerksamkeitsverwaltung durch Bil-
der von Repräsentation. Die Abbildung auf Plakaten, die 
Architektur und das Banknotendesign der EU repräsen-
tieren je nach Interessenlage Heimatliebe, nationales 
Selbstbewusstsein, Offenheit oder Toleranz. Wobei sich 
nationaler und universeller Geltungsanspruch der Sym-
bole beständig in die Quere kommen. [In Bezug auf die 
Analyse der Banknoten sei auf Birger P. Priddats Ideo-
grammatik des Geldes (Baecker 2009) verwiesen, in der 
dieses Thema ausführlich behandelt wird.]

Bernhard, Petra/Hadj-Abdou, Leila/Liebhart, 
Karin/Pribersky, Andreas: EUropäische 
Bildpolitiken. Politische Bildanalyse an 
Beispielen der EU-Politik, Wien 2009.

Bilder sollen in diesem Band als eine „Vielfalt von Posi-
tionen“ (153) zwischen der Widerspiegelung politischer 
Realität und einem reinen Zeichensystem ohne Bezug 
zur politischen Realität betrachtet werden. Die Erkennt-
nis dabei ist, dass diese Bilder politischer Kommunika-
tion auch auf EU-Ebene „auf das Konzept des National-
staats verweisen“ (154).

Der Band ist eine gute Einführung in das Thema und mit 
vielen Abbildungen versehen, die sich für eine weitere 
Diskussion und Verarbeitung (auch in der Lehre) eignen.

In der bildenden Kunst glänzt die Postmoderne, wie 
Werner Hofmann formuliert, durch die „Ideologie der 
Ideologieabstinenz“ (Hofmann 1998: 345). In einer 
ähnlichen Situation befindet sich offenbar auch die Po-
litikwissenschaft. Dies bedeutet, bezogen auf die Inhal-
te von Politik, in etwa: Es bedarf keiner Lösungen, denn 
es gibt kein Problem.

Die ausführliche Analyse der politischen Kommuni-
kation aktueller EU-Bildpolitik liefert einen gewissen 
Einblick in die Verkaufsstrategien der supranationalen 
Ideenmakler. Mehr aber noch in das Selbstverständnis 
einer Wissenschaft, die sich zunehmend der Eindeutig-
keit verweigert. Alles ist offen und so wird vielen Zita-
ten sogleich ein relativierender Satz angefügt, in dem 
sich die AutorInnen vom zuvor gesagten distanzieren. 
Ob sich mit dem „iconic turn“ die Politikwissenschaft 
nicht dem aktuellen Trend zu einer gewissen Beliebig-
keit unterwirft und ihr kritisches Potential einer post-
modernen Zeitgeistigkeit opfert, wäre zu hinterfragen. 
Die Kritik der Projektionen nationaler und EUropäischer 
politischer Kulturen, die im Klappentext angekündigt 
wird, fällt jedenfalls sehr zahm aus. 

Verwendete Literatur: 

Baecker, Dirk [Hg.]: Kapitalismus als Religion, Berlin 2009.

Hofmann, Werner: Die Moderne im Rückspiegel. Hauptwege 
der Kunstgeschichte, München 1998.

Stefan Marx
Dissertant am ipw und Redaktionsmitglied
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Exploring Politics and Policies

Endlich ein Reader im Bereich der politikwissenschaftlichen 
Migrationsforschung. Das von Anthony Messina und Gallya 

Lahav im Jahr 2005 herausgegebene englischsprachige 
Gesamtwerk umfasst knapp 700 Seiten und beinhaltet über 35 
Texte. Der Reader besteht aus vier Teilen. 

Im ersten Teil werden Begriffe und Ansätze dargestellt. Der aus 
dem Jahr 1993 entstammende Text „Theories of International 
Migration: A Review and Appraisal” von Douglas Massey (u.a.) 
gilt immer noch als „der“ Einführungstext zu den Migrations-
theorien. Aristide Zolberg diskutiert in ihrem Text „Internatio-
nal Migration in Political Perspective“ (1981) die Migration als 
ein soziales Phänomen im Spannungsfeld der Bewegung der Mi-
gration und gesellschaftlicher Entwicklungen und geht auf die 
Frage/Möglichkeit der Entwicklung ein. 

Im zweiten Teil suchten die Herausgeber_innen Texte aus, in 
denen die aktuellen Migrationsbewegungen aus einem histo-
rischen Kontext heraus analysiert werden. Charles Tilly unter-
sucht in seinem Text „Migration in modern European History“ 
(1978) wie die Arbeitsmigration einen wesentlichen Bestand-
teil der Herausbildung des kapitalistischen Weltmarktes gewe-
sen ist. Aristide Zolberg zeigt in ihrem Text „Patterns of In-
ternational Migration Policy: A Diachronic Comparison“ (1983) 
wie Nationsbildungsprozesse durch die Exklusion und Inklusion 
bestimmter Bevölkerungsgruppen formiert worden sind.

Im dritten Teil werden Aspekte der Policymaking und Politics im 
Bereich der Migration diskutiert. In diesem Teil werden sowohl 
die Grundkategorien wie der Unterschied zwischen Immigrati-
onspolitik und Migrations-/Integrationspolitik dargestellt, als 
auch ländervergleichende Studien in der Entwicklung der Mig-
rationspolitik (Body-Gendrot u.a.) und die zunehmende Bedeu-
tung nicht-staatlicher AkteurInnen in der Regulierung der Mi-
gration (Lahav) thematisiert. Weitere Themenfelder in diesem 
Kapitel sind die Debatten um Staatsbürgerschaft, Aufstieg des 
Rechtsextremismus und Integrationskonzepte und -politiken. 

Im vierten Teil wird die Migration im Kontext der „Weltpoli-
tik“ diskutiert. Die Möglichkeiten der Steuerung von Migrati-
on durch staatliche Institutionen, die ethischen Dimensionen 
offener Grenzpolitik, Feminisierung der Migration und Verhält-
nis von Direktinvestitionen zu Migrationsbewegungen sind The-
menfelder, die im Kontext der Globalisierung diskutiert werden.

Der Reader sammelt die bedeutendsten Texte innerhalb der po-
litikwissenschaftlichen Migrationsforschung. Obwohl das Buch 
im Jahr 2005 erschienen ist, sind wenige aktuelle Texte darin 
enthalten. Das überrascht einigermaßen, da in den letzten bei-
den Dekaden sowohl die Migrationsbewegungen als auch die 
Forschung neueren Dynamiken unterworfen waren. Fehlende 
Aspekte im Buch sind gegenwärtige Analysen des europäischen 
Grenzregimes, neuere Ansätze zur Transnationalisierung und 
Autonomie der Migration, polit-ökonomische Untersuchungen, 
die die Entwicklung der Migrationsdynamiken eingebettet in die 
sozio-ökonomische gesellschaftliche Strukturen analysieren.

Ilker Atac
Wissenschaftlicher Assistent am ipw

Anthony M. Messina and Gallya Lahav, 
(Hrsg.): The Migration Reader: Exploring 
Politics and Policies, Lynne Rienner 
Publishers, Boulder, London 2005. 

Politik begreifen – 89  
Begriffe um Eva Kreiskys 
Leben und Forschen

Dieses Werk ist mehr als ein Lexikon. 77 AutorInnen haben 
- jedeR auf gewisse Weise mit Eva Kreisky verbunden - 

eine Festschrift zu Ehren ihres 65. Geburtstages verfasst. 
Jene stellt eine besondere Art von Nachschlagewerk 
dar. Einen „Einblick in die Welt der Politikwissenschaft“ 
geben Begriffserläuterungen, die für Eva Kreiskys 
Forschung zentral sind. Andererseits lassen sich auch viel 
versprechende Kochrezepte und humorvolle Anekdoten aus 
dem Leben dieser bemerkenswerten Persönlichkeit finden.

Die hier geleistete Begriffsarbeit macht Eva Kreiskys For-
schungsschwerpunkte, u.a. zu Geschlechterforschung und 
Staatstheorie, deutlich. In den einzelnen Beiträgen wird 
der jeweilige Begriff in seiner spezifischen Bedeutungsge-
schichte behandelt und mitunter Bezug zu Eva Kreiskys Le-
ben und Forschen hergestellt. Der Beitrag „Familie“ han-
delt die Verwendung des Begriffs im europäischen Kontext 
ab und verweist in Anlehnung an Kreiskys feministische 
Kritik auf dessen patriarchales Potential. Ergänzend wird 
Eva Kreiskys Familienleben kurz dargestellt.

Als Professorin für Politische Theorie bemüht sie sich um 
gleichberechtigten Austausch und Diskussion mit Studie-
renden und KollegInnen. Für Eva Kreisky steht auch in der 
Wissenschaft der Mensch im Vordergrund. Dementspre-
chend bereichern persönliche Anekdoten mit überraschen-
den Titeln wie „Hut und Handschuhe“ oder „Top Word“ das 
Werk. Der Umstand, dass ein Großteil der AutorInnen bei 
ihr diplomiert(e) oder dissertiert(e), beweist den Erfolg ih-
res interaktiven Ansatzes. Unter „Weltkenntnis“ schildert 
Hannes Wimmer eine New York-Reise, auf der er 100 US-$ 
beim Glücksspiel verlor und von Eva Kreisky erfuhr, wozu 
und wie man eine Kreditkarte benutzt.

Der Aufbau des Bandes wird der lexikalischen Form gerecht. 
Die einzelnen Beiträge greifen ineinander über und spie-
geln die Zusammenhänge von Eva Kreiskys Forschung und 
Lehre. Ausführliche Literaturangaben sowie ein Werkver-
zeichnis der Jubilarin ermuntern zur weiterführenden Lek-
türe. Der in der Standardausgabe fehlende Begriffsindex 
erschwert zwar den Überblick über die angebotene Band-
breite, insgesamt ist das Werk aber als solide Einführung in 
die Politikwissenschaft – bei der auch gelacht werden darf 
– zu empfehlen.

Agnes Eybl studierte Politikwissenschaft in 
Wien und Lyon, sucht momentan den Sinn 
des Lebens und einen Job
Mona El Khalaf studierte Internationale 
Entwicklung, setzt ihr Arabistikstudium an 
der Uni Wien fort

Matthias Falter, Marion Löffler, Thomas 
Schmidinger, Veronika Schwediauer, Saskia 
Stachowitsch (Hrg.): Politik begreifen. 
81 Begriffe um Eva Kreiskys Leben und 
Forschen, Wien, Braumüller Verlag, 2009. 




